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Zusammenfassung: Obwohl es dem Konzept des Soft Paternalismus gelang, die Aufmerk-
samkeit auf die Bedeutung verhaltensökonomischer Erkenntnisse und die verhaltensbeein-
flussende Wirkung von ‚weichen‘ Politikinstrumenten wie Default rules zu lenken, wird ge-
zeigt, dass der Soft Paternalismus nur einen sehr begrenzten neuen Beitrag für die Begrün-
dung und Ausgestaltung der Verbraucherpolitik leisten kann. "Weiche" Governance-
Instrumente und Verhaltensökonomie können auch unabhängig vom Soft Paternalismus 
verwendet werden. Dagegen kann dieses Konzept aufgrund seiner normativen Unklarheit 
gerade nichts Neues zur normativen Begründung des Paternalismus bei Zielkonflikten zur 
individuellen Entscheidungsfreiheit und damit zur Vorzugswürdigkeit von "weichen" gegen-
über "harten" Politikinstrumenten bieten. Eine ernsthafte normative Diskussion über den Pa-
ternalismus steht damit immer noch aus. 
 
 
 
Abstract: Although the concept of soft paternalism succeeded in drawing attention to the im-
portance of behavioral economics and the effects of "soft" policy instruments as default rules 
for influencing behavior, it is argued in this article that soft paternalism can make only a very 
limited new contribution to consumer policy. "Soft" policy (governance) instruments and be-
havioral economics insights can be used without soft paternalism. However, due to its nor-
mative vaguenes, the concept of soft paternalism cannot offer anything new to the normative 
justification of paternalism in the case of trade offs with individual liberty, and under what 
circumstances "soft" policy instruments should be favored compared to hard ones. Therefore 
a serious normative discussion about paternalism is still missing. 
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I.  Einleitung 

Das Konzept des ‚Soft Paternalismus’ (oder ‚Libertarian Paternalism’) hat eine erstaunlich 

schnelle und breite Resonanz gefunden, sowohl in verschiedenen wissenschaftlichen Diszip-

linen als auch in Bezug auf seine Anwendung in praktischen Politiken. Ausgehend von der in 

der neuen Verhaltensökonomie empirisch bestätigten Einsicht, dass Individuen unter be-

stimmten Umständen systematische Entscheidungsfehler machen, durch die sie sich selbst 

schaden können, schlägt das Konzept des Soft Paternalismus vor, diesen Individuen durch 

geeignete Maßnahmen zu rationaleren Entscheidungen zu verhelfen, ohne ihnen dabei aber 

gleichzeitig das Recht auf ihre eigene Entscheidung zu nehmen (‚Nudging’).1 Es ist insbe-

sondere diese Verbindung von paternalistischem Ansatz einerseits und Erhalt der individuel-

len Entscheidungsfreiheit andererseits, die dieses Konzept des ‚weichen’ Paternalismus so 

attraktiv erscheinen lässt. Gleichzeitig ist mit diesem Ansatz aber auch eine neue Diskussion 

über Paternalismus angestoßen worden, der (zumindest in der Ökonomie) für eine lange Zeit 

als verfemt galt. Dies macht auch die provokative Begriffsbildung ‚Libertarian Paternalism’, 

wie sie von den Hauptvertretern SUNSTEIN und THALER verwendet wurde, deutlich. Auch auf-

grund der damit aufgeworfenen normativen Grundsatzfragen ist es nicht verwunderlich, dass 

es inzwischen eine sehr kontrovers geführte Debatte um das Konzept des Soft Paternalis-

mus gibt - mit teilweise auch sehr kritischen Beiträgen.2  

In diesem Beitrag möchte ich das Konzept des Soft Paternalismus aus der Perspektive der 

Verbraucherpolitik untersuchen. Dies erscheint aus drei Gründen besonders interessant: 

Erstens ist eine Anzahl von Beispielen in der Soft Paternalismus Diskussion explizit aus der 

Verbraucherpolitik entnommen (wie gesunde Ernährung und Cooling off-Perioden). Zweitens 

können verhaltensökonomische Erkenntnisse besonders gut auf Verbraucherverhalten an-

gewendet werden, da es sich hierbei um individuelles (und nicht Firmen-) Verhalten handelt. 

Und drittens hatte die Verbraucherpolitik schon immer eine mehr oder minder starke paterna-

listische Komponente (Schutz der ‚schwachen’ Verbraucher).  

Die Hauptfrage des Beitrags bezieht sich darauf, was dieses Konzept des Soft Paternalis-

mus zur Debatte um die richtige Ausgestaltung der Verbraucherpolitik beitragen kann. Zu-

nächst werden in Abschnitt II in knapper Form die ökonomischen Grundlagen der Verbrau-

cherpolitik als einer speziellen Wirtschaftspolitik zur Bekämpfung von Informations- und Ra-

tionalitätsproblemen vorgestellt. Ausgehend von dem Problem des Eingriffs in die Entschei-

dungsfreiheit von Konsumenten wird die bereits existierende weite Spannbreite von verbrau-

 
1 Grundlegende Beiträge sind SUNSTEIN/THALER (2003a, 2003b), THALER/SUNSTEIN (2008) 
sowie in ähnlicher Form CAMERER et al. (2003) und LOEWENSTEIN/HAISLEY (2007). 
2 Wichtige Beiträge zu dieser Debatte sind u.a. MITCHELL (2005), GLAESER (2006), SUGDEN 
(2008), RIZZO/WHITMAN (2009), SCHNELLENBACH (2012), GRÜNE-YANOFF (2012), BINDER 
(2014) und SCHIAVONE et al. (2014). 
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cherpolitischen Instrumenten mit sehr unterschiedlicher Eingriffstiefe in die individuelle Ent-

scheidungsautonomie aufgezeigt. Anschließend wird im zentralen Abschnitt III untersucht, 

was spezifisch Neues das Soft Paternalismus-Konzept zur Diskussion um die Verbraucher-

politik beitragen kann. Thematisiert werden die möglichen neuen Beiträge bei normativen 

Fragen, bei der Einbeziehung der Verhaltensökonomie, durch die Idee des ‚Nudging’ (bzw. 

‚choice architecture’) sowie neuer ‚weicher’ Instrumente zur Verbesserung des individuellen 

Entscheidungsverhaltens. Hierbei wird sich zeigen, dass die möglichen neuen Beiträge sehr 

beschränkt bleiben, insbesondere auch durch die normative Unklarheit des Konzepts. Im 

abschließenden Abschnitt IV wird deshalb eine Wendung der Diskussion gefordert, die stär-

ker abzielt zum einen auf eine größere Substitution ‚harter’ durch ‚weicher’ verbraucherpoliti-

scher Instrumente und zum anderen auf mehr Forschung bezüglich normativer Begründun-

gen paternalistischer Konzepte in der Verbraucherpolitik (beispielsweise aus einer selbstpa-

ternalistischen beziehungsweise konstitutionenökonomischen Perspektive). 

 

II.  Verbraucherpolitik: Ziele, theoretische Grundlagen und Instrumente 

II.1 Verbraucherpolitische Ziele 

Verbraucherpolitik hat historisch ihre Wurzeln zum einen in teilweise sehr frühen staatlichen 

Regulierungen gegen Risiken in Bezug auf Gesundheit und Sicherheit (Lebensmittelregulie-

rungen, technische Sicherheitsstandards), zum anderen in der vor allem seit den 1960er 

Jahren entstandenen Verbraucher(schutz)politik, die Konsumenten als vermeintlich ‚schwä-

chere’ Marktseite vor der ‚Macht’ von großen Anbieterunternehmen schützen wollte. Wäh-

rend die Wettbewerbspolitik Konsumenten vor Marktmacht und wettbewerbsbeschränkenden 

Verhaltensweisen (wie Preisabsprachen) schützt, konzentriert sich die Verbraucherpolitik auf 

die wirtschaftspolitische Lösung von Marktversagensproblemen aufgrund von Informations- 

und Rationalitätsproblemen auf Konsumentenmärkten. Diese ökonomisch definierte Sicht-

weise von Verbraucherpolitik hat inzwischen - auch gerade unter dem Einfluss der EU-

Verbraucherpolitik - breite Akzeptanz in der allgemeinen verbraucherpolitischen und -

rechtlichen Diskussion gefunden. Trotz vieler Unterschiede im Detail hat sich in den entwi-

ckelten Industrieländern ein relativ breiter Konsens über die wichtigsten Ziele und Instrumen-

te der Verbraucherpolitik herausgebildet.3  

Aus einer rein wohlfahrtsökonomischen Perspektive besteht das Ziel der Verbraucherpolitik 

darin, die aus Informations- und Rationalitätsproblemen resultierenden 

Marktversagensprobleme möglichst weitgehend zu reduzieren, um die durch falsche Kon-

 
3 Vgl. allgemein zur Verbraucherpolitik RISCHKOWSKY/DÖRING (2008), LUTH (2010), OECD 
(2010) und RAMSAY (2012). 
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sumentenentscheidungen auftretenden Wohlfahrtsverluste zu vermindern. Insofern wirken 

alle (auch paternalistisch interpretierbaren) wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die Konsu-

menten helfen, bessere Entscheidungen zu treffen, auch wohlfahrtserhöhend im Sinne einer 

Reduzierung von ökonomischer Ineffizienz. In diesem ökonomischen Sinne kann die Formu-

lierung „protecting ... the economic interests of consumers" in Art. 169 AEUV verstanden 

werden, auf dem die europäische Verbraucherpolitik basiert.4 Darüber hinaus hat die Ver-

braucherpolitik aber üblicherweise zwei weitere Ziele: Zum einen wird damit meist auch ein 

besonderes Schutzbedürfnis für bestimmte, ‚schwache’ (‚vulnerable’) Konsumentenschichten 

verknüpft, die mehr als andere geschützt werden sollten. Damit ist das Problem verbunden, 

dass verbraucherpolitische Maßnahmen auch umverteilende Wirkungen zwischen verschie-

denen Konsumentengruppen haben können. Weiterhin werden in der Verbraucherpolitik oft 

auch Gesundheit und Sicherheit als eigenständige Ziele angesehen - jenseits der ökonomi-

schen Interessen der Konsumenten und damit ihrer individuellen Präferenzen für Gesundheit 

und Sicherheit. Letzteres kann ebenso als Ausdruck eines paternalistischen Ansatzes ver-

standen werden wie der besondere Schutz für bestimmte schwache Konsumentengruppen. 

 

II.2 Marktversagen durch Informations- und Rationalitätsprobleme von Konsumenten 

Ausgangspunkt der ökonomischen Analyse für die Notwendigkeit von Verbraucherpolitik ist 

die Frage, ob und inwieweit durch Informations- und Rationalitätsprobleme die Konsumenten 

falsche Entscheidungen treffen, mit denen sie sich selbst schädigen. Dabei lassen sich die 

folgenden zwei Gruppen von Ansätzen unterscheiden.5 

Bei der Gruppe der informationsökonomischen Ansätze werden unvollkommenes Wissen 

beziehungsweise Informationskosten angenommen. Bereits aus der mikroökonomischen 

Suchtheorie kann bei Annahme positiver Suchkosten problemlos abgeleitet werden, dass 

viele Konsumenten bei vielen ihrer Einkaufsentscheidungen (aufgrund eines knappen Zeit- 

und Geldbudgets) nur sehr unvollkommen über die Eigenschaften und Preise der zur Aus-

wahl stehenden Produkte informiert sind und folglich nicht die für ihre Präferenzen optimalen 

Produkte kaufen werden - mit entsprechenden Wohlfahrtsverlusten. Durch Informations-

asymmetrien zwischen Anbietern und Nachfragern (Erfahrungs- und Glaubensgüter) können 

Marktversagensprobleme durch adverse Selektion und moralisches Risiko auftreten. Auch 

das absichtliche Täuschen von Verbrauchern durch falsche, verzerrte oder einseitige Infor-

 
4 Art. 169 AEUV: „In order to promote the interests of consumers and to ensure a high level 
of consumer protection, the Union shall contribute to protecting the health, safety and eco-
nomic interests of consumers, as well as to promoting their right to information, education 
and to organise themselves in order to safeguard their interests." Vgl. für einen aktuellen 
Überblick über die europäische Verbraucherpolitik WEATHERILL (2013). 
5 Vgl. für Überblicke über die theoretischen Grundlagen RISCHKOWKY/DÖRING (2008), OECD 
(2010), S. 31-50 und LUTH (2010) mit vielen Literaturangaben.  
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mationen durch Anbieter (beispielsweise auch im Rahmen einer Prinzipal-Agent-Beziehung 

mit Interessenkonflikten) kann zu falschen Entscheidungen von Konsumenten führen 

(gleichgültig ob es sich dabei um noch legale Werbung, verbotene Irreführung oder gar straf-

baren Betrug handelt). Gemeinsam ist allen diesen theoretischen Ansätzen, dass bei den 

Verbrauchern zwar (teilweise gravierende) Informationsprobleme vorliegen, sie aber ansons-

ten als perfekt rational entscheidend angesehen werden. Evolutionsökonomische Ansätze 

thematisieren wesentlich fundamentalere Wissensprobleme als nur Informationsunvollkom-

menheiten, beispielsweise dass auch die Anbieter über kein ausreichendes Wissen über die 

mit ihren (neuen) Produkten verbundenen (Gesundheits- und Unfall-)Risiken verfügen (kon-

stitutionelle Unwissenheit im Sinne von Hayek).6 

Bereits lange vor der modernen Verhaltensökonomie gab es wohletablierte Ansätze, die die 

Rationalitätsannahme in Frage gestellt haben. Hierzu gehört insbesondere das Bounded 

Rationality-Konzept,7 das grundlegende Beschränkungen in der Informationsaufnahme und -

verarbeitungskapazität von Menschen in den Mittelpunkt gestellt hat - mit der Folge von (aus 

Sicht perfekter Rationalität) nichtoptimalen Entscheidungen. Weiterhin gibt es bereits seit 

langem eine ausdifferenzierte und empirisch wohlfundierte verbraucherpsychologische For-

schung im Bereich des Marketing, die ebenfalls noch wesentlich andere Verhaltensformen 

als rationales Entscheidungsverhalten als empirisch relevant nachgewiesen hat.8 Aus heuti-

ger ökonomischer Sicht besonders wichtig ist aber die ‚Behavioral Economics’, die mit einer 

Vielzahl von Laborexperimenten zeigen konnte, dass Menschen in bestimmten Situationen 

systematisch anders handeln als es die ökonomische Theorie aus der Rationalitätsannahme 

ableiten würde (‚behavioral biases’, Verhaltensanomalien): Framing-Effekte, Verlustaversion, 

Überschätzungseffekte, Selbstkontrollprobleme et cetera sind einige der hier anführbaren 

Stichworte.9 Für die Verbraucherpolitik werden im OECD Consumer Policy Toolkit insbeson-

dere drei Gruppen von Problemen als besonders relevant angesehen10: Probleme in kom-

plexen Entscheidungssituationen (Heuristiken), beim Umgang mit Ungewissheit (Status quo 

als Referenzpunkt, Verlustaversion) und intertemporalen Entscheidungssituationen (bei-

spielsweise hyperbolisches Diskontieren). Auf diese inzwischen sehr breite, primär empiri-

sche verhaltensökonomische Literatur greift im Wesentlichen auch das Konzept des Soft 

Paternalismus zurück. 

Insgesamt gesehen gibt es folglich eine Fülle unterschiedlicher theoretischer Ansätze, mit 

denen untersucht und erklärt werden kann, weshalb Konsumenten aufgrund von Informati-

 
6 Für eine kritische Auseinandersetzung mit dem ‚Libertarian Paternalism‘ aus einer evoluti-
onsökonomischen Sicht vgl. BINDER (2014). 
7 SIMON (1957). 
8 WEINBERG (1994), KROEBER-RIEL/WEINBERG (2003). 
9 Literaturüberblicke: DELLAVIGNA (2009), JOLLS/SUNSTEIN (2006). 
10 OECD (2010), S. 42-45. 
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ons- und Rationalitätsproblemen falsche Entscheidungen treffen können. Allerdings treten 

nichtoptimale (zu Nutzenverlusten führende) Entscheidungen von Konsumenten nicht nur 

aufgrund von Rationalitätsproblemen auf, wie dies vom Konzept des Soft Paternalismus na-

hegelegt wird, sondern ebenfalls bei sich rational verhaltenden Konsumenten, sobald Wis-

sensprobleme und positive Informationskosten auftreten.  

Ob aus solchen Informations- und Rationalitätsproblemen von Konsumenten gravierende 

Marktversagensprobleme folgen, die wirtschaftspolitisch zu bekämpfen wären, erfordert in 

einem nächsten Schritt aber zunächst die Prüfung der Frage, ob und in welchem Umfang 

bereits der Markt Lösungsmöglichkeiten für diese Probleme bereitstellt. ‚Screening’ und ‚Sig-

nalling’ sind die hier üblicherweise angeführten Stichworte.11 Auf dem seit langem wohlbe-

kannten Reputationsmechanismus (Markenartikelstrategie) zur Lösung von 

Informationsasymmetrieproblemen bei Erfahrungsgütern beruhen auch die vielfältigen neuen 

Formen von marktlich angebotenen Zertifizierungslösungen. Bei den Screening-Lösungen 

sind besonders wichtig die Möglichkeiten der Einschaltung von Experten und Informations-

intermediären zur Lösung von Informationsproblemen. Allerdings können diese Marktlösun-

gen auch selbst wieder mit Marktversagensproblemen aufgrund von Informati-

ons(asymmetrie-)problemen verbunden sein (wie beispielsweise Interessenkonflikte bei Be-

ratungsdienstleistungen oder Monitoringprobleme bei Zertifizierungslösungen). Insofern kön-

nen solche Marktlösungen die entstehenden Marktversagensprobleme nur in beschränktem 

Umfang lösen beziehungsweise setzen selbst wieder staatliche Regulierungen zur Sicherung 

ihrer Funktionsfähigkeit voraus (wie beispielsweise das Markenrecht für den Reputationsme-

chanismus oder spezifische Regulierungen bei Beratungsdienstleistungen).12 Als weitge-

hend offen und wenig erforscht muss angesehen werden, in welchem Umfang auch Rationa-

litätsprobleme durch Marktlösungen vermindert werden können. Trotzdem kann kein Zweifel 

daran bestehen, dass Marktlösungen einen wesentlichen und unverzichtbaren Beitrag zur 

Reduzierung von informationsbedingten Marktversagensproblemen leisten. 

 

III.3 Instrumente der Verbraucherpolitik 

Verbraucherpolitik ist in vielen entwickelten Ländern inzwischen ein weites Politikfeld mit 

einer großen Menge unterschiedlichster Politikinstrumente.13 Eine zentrale Frage ist, in wel-

chem Umfang die staatliche Verbraucherpolitik zur Erreichung ihrer Ziele die Entscheidungs-

freiheit der Konsumenten einschränken darf und/oder sollte. Denn ökonomisch und rechtlich 

 
11 FRITSCH (2014), S. 260ff. 
12 Vgl. zu den Problemen von Informationsintermediären als Marktlösungen GRUND-

MANN/KERBER (2001) sowie im Bereich von Finanzdienstleistungen INDERST (2011) und für 
die Probleme von Zertifizierungslösungen JAHN/SCHRAMM/SPILLER (2005). 
13 OECD (2010). 
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war der Ausgangspunkt immer der Grundsatz der autonomen Entscheidung der Konsumen-

ten (Konsumentensouveränität), da sie normalerweise am besten ihre Präferenzen ken-

nen.14 Mit Hilfe der folgenden Klassifikation der verbraucherpolitischen Maßnahmen in fünf 

Gruppen mit wachsender Eingriffstiefe in die Entscheidungsfreiheit von Konsumenten soll - 

neben einem Überblick über die Vielfalt dieser Instrumente - zunächst gezeigt werden, dass 

bereits bisher eine weite Spannbreite von Maßnahmen mit einem sehr unterschiedlichen 

Grad der Einschränkung der Entscheidungsautonomie von Konsumenten existiert. 

(1) Unterstützende Verbraucherpolitik: Eine erste Teilgruppe zielt darauf ab, die Fähigkeiten, 

das Wissen und das Selbstvertrauen (confidence) von Konsumenten zu stärken, so dass sie 

besser in der Lage sind, gute Entscheidungen im Rahmen ihres Konsums zu treffen (consu-

mer education). Hierbei kann es sich um einen langfristigen Ansatz zur Entwicklung von 

dauerhaften Fähigkeiten und verändertem Konsumentenverhalten handeln oder um eher 

kurzfristig orientierte Kampagnen, die das Bewusstsein für bestimmte Probleme schärfen 

sollen (wie beispielsweise gesundheitsbewusstes Essen). Hierzu gehört auch ein besseres 

Wissen um die Rechte von Verbrauchern. Eine andere Teilgruppe einer solchen unterstüt-

zenden Verbraucherpolitik umfasst Maßnahmen zur Reduktion von Transaktionskosten und 

zur besseren Funktionsfähigkeit von Marktlösungen. Hierzu gehören beispielsweise das 

Markenrecht, aber auch vielfältige rechtliche Verbesserungen für die Durchsetzung von Ver-

braucherrechten (Streitschlichtung, Ombudspersonen, Mediation etc.) sowie (freiwillige) 

Selbstverpflichtungen von Industrien (codes of conduct). Einzuordnen sind hier auch die vom 

Konzept des Soft Paternalismus besonders betonten ‚Default Rules’ als rechtliche Standard-

lösungen im Rahmen des dispositiven Rechts (ausführlicher in Abschnitt III.4). Gemeinsam 

ist den Maßnahmen dieser Gruppe, dass hierdurch die Funktionsfähigkeit des Marktes, unter 

anderem durch Unterstützung besserer Konsumentenentscheidungen, gestärkt wird, ohne in 

die Entscheidungsfreiheit der Konsumenten oder der Anbieter einzugreifen. 

(2) Informationsregulierungen und Cooling off-Perioden: Diese Gruppe zielt direkt darauf ab, 

Informationsasymmetrien zwischen der Anbieter- und der Verbraucherseite dadurch zu ver-

mindern, dass sie Anbietern Informationspflichten gegenüber Verbrauchern auferlegt. Hierzu 

gehören alle Arten von Kennzeichnungspflichten (Inhaltsstoffe, Herkunftsangaben, Warnhin-

weise etc.), aber auch Preisauszeichnungspflichten (Zusatzgebühren etc.) oder die Verpflich-

tung bei Beratungsdienstleistungen, Interessenkonflikte offenzulegen. Dies kann durch direk-

te Regulierungen implementiert werden, aber auch indirekt über das Haftungs- oder Ver-

tragsrecht. Bei solchen verpflichtenden Informationsregulierungen (mandatory information 

regulations) wird die Freiheit der Anbieter eingeschränkt, allerdings mit dem Ziel, die Fähig-

keit der Konsumenten, wohlinformierte Entscheidungen zu treffen, zu erhöhen (‚Informati-

onsparadigma’ der Verbraucherpolitik). Allerdings ist inzwischen wohlbekannt, dass die Kon-

 
14 MILL (1859). 
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sumenten (a) oftmals nicht willens oder in der Lage sind, die angebotenen Informationen 

tatsächlich ausreichend zu rezipieren und zu verarbeiten, oder (b) trotz Wissens über risiko-

reiche oder gesundheitsschädliche Wirkungen ihr Verhalten nicht ändern. Wohlüberlegtere 

Entscheidungen können auch durch verbindliche Widerrufsrechte (Cooling off-Perioden) ge-

fördert werden. 

(3) Mindestregulierungen in Verträgen: Eine weitere Gruppe von Instrumenten stellen ver-

bindliche (Mindest-)Regulierungen von Vertragsbedingungen dar. Hierzu gehört zum Beispiel 

die Produkthaftung und eine Fülle von Mindestrechten in Verträgen von Anbietern mit Ver-

brauchern wie beispielsweise Mindestgarantiefristen, Rücktrittsrechte, Rechte bei Nichterfül-

lung oder Mindererfüllung, oder auch Widerrufsrechte beim Onlinekauf (allgemein: Fernab-

satz) oder für Haustürgeschäfte (Widerrufsrechte). Diese können im Rahmen spezieller Ge-

setze oder auch im Rahmen des Verbrauchervertragsrechts geregelt sein. Entscheidend an 

dieser Regulierung von (nicht abdingbaren Mindest-)Vertragsbedingungen ist, dass mit ihnen 

sowohl die Anbieter als auch die Verbraucher in ihrer Vertragsfreiheit beschränkt werden. 

Eine andere schwächere Variante stellt die gerichtliche Inhaltskontrolle von Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen in Verträgen mit Verbrauchern dar, durch die Konsumenten vor überra-

schenden und unbilligen Vertragsklauseln im ‚Kleingedruckten’ geschützt werden sollen. 

(4) Verbindliche Mindeststandards / Genehmigungen: Eine weitere äußerst umfangreiche 

Gruppe verbraucherpolitischer Regulierungen sind alle Arten von verbindlichen Mindeststan-

dards oder gar Genehmigungen für Produkte und Dienstleistungen sowie Mindestqualifikati-

onen für Anbieter, die erfüllt sein müssen, damit die Anbieter beziehungsweise die Leistun-

gen überhaupt auf dem Markt auftreten dürfen (beispielsweise Arzneimittelzulassungen, 

technische Sicherheitsstandards, Berufsqualifikationen bei Ärzten, Anwälten, Handwerkern 

etc.). Dies kann direkt über Regulierungen normiert sein oder indirekt über das Haftungs-

recht. Bei allen diesen verbindlichen Regulierungen wird direkt die Freiheit der Anbieter er-

heblich eingeschränkt (mit der Folge von Markteintrittsbarrieren), aber indirekt faktisch auch 

die Wahlmöglichkeiten von Konsumenten bezüglich der Produkte oder Dienstleistungen, die 

sie kaufen können, oder der Anbieter, zwischen denen sie wählen können.  

(5) Direkte Regulierung von Konsumtion: Die letzte große Gruppe von verbraucherpoliti-

schen Regelungen bezieht sich auf Maßnahmen, die direkt den Konsum bestimmter Güter 

beeinflussen sollen. Hierbei kann es sich um die Besteuerung der Konsumtion handeln, um 

die Erschwerung des Zugangs zu bestimmten Konsumgütern, ein mit mehr oder minder 

schweren Sanktionen belegtes direktes Konsumverbot oder umgekehrt auch ein Konsum-

zwang (wie beispielsweise Zwangsversicherungen). Tabak- und Alkoholsteuern sowie die 

zurzeit diskutierten Steuern auf Zucker in Lebensmitteln sind Beispiele. Hierher gehört natür-

lich auch die ganze Diskussion um Suchtmittel. Soweit diese Produkte verboten sind, liegt 

eine direkte Einschränkung der Freiheit von Konsumenten vor, soweit künstlich die Kosten 
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der Konsumtion beispielsweise durch Steuern erhöht werden, findet eine klare Verhaltens-

beeinflussung statt, deren Grad der Freiheitseinschränkung von der Höhe der Steuern ab-

hängig ist (und dem Einkommen der Konsumenten).  

Insgesamt kennt die Verbraucherpolitik somit eine breite Vielfalt von Instrumenten, mit denen 

sie die Gesundheit und die Sicherheit von Verbrauchern schützen und die Konsumenten vor 

auch wirtschaftlichem Schaden bewahren will. Ein großer Teil der verbraucherschutzrechtli-

chen Regelungen sind verbindliche Regulierungen, die die Freiheit der Konsumenten direkt 

oder indirekt einschränken (Gruppen 3, 4 und 5). Interpretiert man sie paternalistisch, wären 

sie dem ‚harten’ Paternalismus zuzurechnen. Mit dem ‚weichen’ Paternalismus ließen sich 

dagegen die Maßnahmen der Gruppen 1 und 2 assoziieren, da diese darauf abzielen, die 

Fähigkeit der Konsumenten zu eigenverantwortlichen Entscheidungen und damit die Kon-

sumentensouveränität zu stärken, ohne ihren Entscheidungsspielraum formal einzuschrän-

ken. In der verbraucherrechtlichen Diskussion ist das aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip 

abgeleitete Grundprinzip wohlbekannt, dass stärkere Eingriffe in die Freiheitsspielräume von 

Konsumenten und Produzenten nur soweit wie nötig vorgenommen werden sollten, das heißt 

weniger freiheitsbeschränkende Mittel wären gegenüber stärker in die Freiheit eingreifenden 

Instrumenten vorzuziehen. Trotzdem bleibt das zentrale normative Problem, inwieweit man 

in die Freiheitsrechte der Konsumenten eingreifen darf, um die Konsumenten vor ihren eige-

nen, eventuell falschen Entscheidungen zu schützen beziehungsweise um zu ökonomischer 

Ineffizienz führende Marktversagensprobleme zu vermindern, weitgehend unklar und unge-

löst.15 Neben den anderen Diskussionen über mögliche Gründe des Staatsversagens in der 

Verbraucherpolitik (Wissensprobleme, Rent seeking-Probleme, Regulierungskosten bezie-

hungsweise Durchsetzungsprobleme) ist es gerade auch diese offene normative Frage, die 

bei der kritischen Diskussion und der Frage nach der weiteren Ausgestaltung der Verbrau-

cherpolitik eine wichtige Rolle spielt. 

 

  

 
15 Für eine rechtswissenschaftliche Aufarbeitung dieser Problematik, die die „wirtschaftliche 
Selbstbestimmung des Verbrauchers" und das „verbraucherschutzrechtliche Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip" in den Mittelpunkt stellt, vgl. ausführlich DREXL (1998), S. 282ff. und S. 449ff. 
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III. Was kann das Konzept des Soft Paternalismus zur Verbraucherpolitik beitragen?  

III.1 Grundcharakteristika des Soft Paternalismus  

‚Soft Paternalismus’ soll hier - wie in der Literatur üblich - synonym mit ‚libertarian 

paternalism’16, ‚asymmetric paternalism’17, oder ‚light paternalism’18 verwendet werden. 

Ausgangspunkt der Überlegungen von SUNSTEIN und THALER ist, dass es - aus ihrer 

verhaltensökonomischen Perspektive - wenig empirische Evidenz gibt für „... the presump-

tion that individual choices should be respected ... based on the claim that people do an ex-

cellent job of making choices, or at least that they do a far better job than third parties could 

possibly do”.19 Hintergrund sind die empirisch gewonnenen Erkenntnisse der modernen 

Verhaltensökonomie mit ihrer umfangreichen Evidenz von Abweichungen gegenüber einem 

rationalen Verhalten (im Sinne der Erwartungsnutzenmaximierung). Insofern sind die Vertre-

ter des Konzepts des Soft Paternalismus überzeugt, dass ein ‚gesellschaftlicher Planer’ 

durch Beeinflussung der Entscheidungen der Individuen ihre Wohlfahrt unter bestimmten 

Umständen erhöhen kann. Eine solche paternalistische Politik müsse jedoch nicht notwendi-

gerweise mit Zwang verbunden sein, vielmehr könnten auch Politiken realisiert werden, die 

die Wohlfahrt der Individuen durch bessere Entscheidungen fördern bei gleichzeitiger Beibe-

haltung der Entscheidungsfreiheit der Individuen.20 

An ihren beiden Beispielen, Gestaltung der Reihenfolge des präsentierten Essens in einer 

Cafeteria und den Default rules für eine von Unternehmen ihren Mitarbeitern angebotene 

private Altersvorsorge (‚Save for Tomorrow’) machen SUNSTEIN und THALER ihre grundle-

gende Argumentation deutlich. Erstens zeigt die empirische Evidenz, dass - trotz der Erhal-

tung der freien Wahl bezüglich gesunder oder ungesunder Speisen beziehungsweise der 

Höhe der privaten Sparrate - die Individuen in ihrer Entscheidung durch die Gestaltung des 

Entscheidungskontextes (Reihenfolge der Speisen, vorgeschlagene Sparrate als Default-

Lösung) in bestimmte Richtungen beeinflusst werden können.21 Erfolgreicher ‚libertarian 

paternalism’ ohne Zwang ist somit möglich. Zweitens aber beharren sie darauf, dass in die-

sen Beispielen (wie in vielen anderen Situationen) man der Frage nach dem Paternalismus 

gar nicht ausweichen kann, weil solche verhaltensbeeinflussenden Entscheidungen wie über 

die Reihenfolge von Speisen beziehungsweise eine Default-Sparrate in jedem Fall getroffen 

werden müssen, so dass immer eine Verhaltensbeeinflussung stattfindet. Hieraus ergibt sich 

dann für sie die Konsequenz, dass die ‚gesellschaftlichen Planer’ durch eine bewusste, die 

Erkenntnisse der Verhaltensökonomie berücksichtigende Gestaltung der Entscheidungssitu-

 
16 SUNSTEIN/THALER (2003a, 2003b). 
17 CAMERER et al. (2003). 
18 LOEWENSTEIN/HAISLEY (2007). 
19 SUNSTEIN/THALER (2003a), S. 1167. 
20 ebd., S. 1165-1167. 
21 Zu dem Beispiel der privaten Altersvorsorge, vgl. THALER/BENARTZI (2004). 
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ation der Individuen (‚choice architecture’) deren Verhalten zur Erhöhung ihrer eigenen Wohl-

fahrt verbessern können. Neben der Gestaltung von Default Lösungen, die gelten, wenn sich 

die Individuen nicht bewusst anders entscheiden (Opt out), werden als weitere Ansatzpunkte 

der ‚weichen’ Beeinflussung von individuellen Entscheidungen das Problem von kognitiven 

Ankern und Startpunkten sowie das ‚Framing’ einer Entscheidungssituation angesehen 

ebenso wie das Einräumen von ‚Cooling off’-Perioden. SUNSTEIN/THALER diskutieren eine 

Reihe von Optionen (‚toolbox of the libertarian paternalist’) für die Strukturierung von Ent-

scheidungssituationen, unter anderem auch in Bezug auf das Ausmaß der Wahlfreiheiten, 

die der ‚libertarian paternalist’ den Individuen einräumen sollte, einschließlich der Höhe ihrer 

Opt out-Kosten. 22 

 

III.2 Ungeklärte normative Fragen  

In einem ersten Schritt ist zu klären, welche normativen Ziele im Konzept des Soft Paterna-

lismus verfolgt werden? In den Beiträgen von SUNSTEIN/THALER bleibt dies letztlich weitge-

hend unklar.23 Die Autoren sprechen sowohl theoretisch als auch im Kontext ihrer Beispiele 

immer wieder davon, dass durch die Maßnahmen wie im Cafeteria-Beispiel die Wohlfahrt der 

Individuen erhöht werden soll. Hierbei wird der in der wohlfahrtsökonomischen Theorie ei-

gentlich sehr eindeutig auf die individuellen Präferenzen definierte Begriff der individuellen 

Wohlfahrt verwendet. Nachdem SUNSTEIN/THALER24 aber die Entscheidungsfehler von Indi-

viduen verhaltensökonomisch gerade auch auf inkonsistente beziehungsweise nicht vorhan-

dene Präferenzen zurückführen, können sie offensichtlich nicht diesen auf die individuellen 

Präferenzen definierten Wohlfahrtsbegriff zum normativen Maßstab nehmen. Faktisch ver-

wenden sie den Begriff Wohlfahrt auch nicht in diesem Sinne. Dies zeigt sich auch daran, 

dass das Konzept des Soft Paternalismus keinerlei Anstrengungen unternimmt, nach (empi-

rischen) Methoden zu fragen, mit denen die individuellen Präferenzen festgestellt werden 

könnten (preference revealing), um dann die Individuen dabei zu unterstützen, mit ihren Ent-

scheidungen genau diese besser zu erfüllen.25  

Sieht man sich konkret die Beispiele an, wie sie bei SUNSTEIN/THALER26 oder auch bei 

CAMERER et al.27, diskutiert werden, so wird deutlich, dass das, was die richtige optimale 

Lösung für die Individuen ist, in scheinbar objektiver Form dem ‚gesellschaftlichen Planer’ 

bekannt ist, und das gesamte Problem immer nur darin zu bestehen scheint, wie man die 

 
22 SUNSTEIN/THALER (2003a), S. 1190-1199. 
23 SUNSTEIN/THALER (2003a, 2003b, 2008). 
24 SUNSTEIN/THALER (2003a), S. 1164. 
25 Zum Problem der Feststellung der "true preferences" siehe die Diskussion bei GRÜNE-
YANOFF (2012) und SCHIAVONE ET AL. (2014, S. 109f.). 
26 SUNSTEIN/THALER (2003a, 2003b). 
27 CAMERER et al. (2003). 
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beschränkt rationalen Individuen zu entsprechenden Handlungen veranlassen kann. Dies 

wird dadurch unterstützt, dass die meisten Beispiele aus dem Gesundheitsbereich kommen, 

in dem es scheinbar objektive, wissenschaftlich gestützte Expertenaussagen über ungesun-

des Verhalten gibt, von dem selbstverständlich angenommen wird, dass jeder rational han-

delnde Mensch dies vermeiden wird. Damit stellt sich die Frage, inwieweit das Soft Paterna-

lismus-Konzept überhaupt noch auf der Basis eines normativen Individualismus steht oder 

ob es sich um ein szientistisches, technokratisches Konzept handelt, in dem wie bei einem 

‚omniscient benevolent planner’ quasi-wissenschaftlich objektiv das richtige rationale Verhal-

ten festgestellt wird, zu dem die Individuen dann mit geeigneten Maßnahmen veranlasst 

werden sollen. Hierfür kann dann auch die Kosten-Nutzen-Analyse mit der Idee der Maximie-

rung einer Gesamtwohlfahrt als Analyseinstrument herangezogen werden.28 Im Rahmen der 

Verbraucherpolitik findet sich tendenziell eine ähnliche quasi-wissenschaftliche Identifizie-

rung des richtigen ‚sicheren’ oder ‚gesunden’ Verhaltens zur Erreichung der Ziele Sicherheit 

und Gesundheit.29 

Was im Konzept des Soft Paternalismus vor allem fehlt, ist eine klare normative Diskussion 

über das Verhältnis von einer so definierten ‚Wohlfahrt’, die gefördert werden soll, und der 

individuellen Entscheidungsfreiheit. Letztere wird zwar gerade im Soft Paternalismus-

Konzept auf der einen Seite stark betont, gleichzeitig bleibt sie auf der anderen Seite aus der 

eigentlichen Analyse weitgehend ausgeblendet. In verschiedenen Fußnoten verweisen 

SUNSTEIN/THALER30 zwar immer wieder auf den von ihnen so genannten Konflikt zwischen 

„autonomy-based and consequentialist claims“31 und erwähnen auch, dass die Freiheit der 

eigenen Entscheidung selbst einen Wert haben kann, der Teil der Wohlfahrt sein kann. Aber: 

Erstens wird dem letzten Punkt keine große empirische Bedeutung eingeräumt32, und zwei-

tens führen diese Überlegungen gerade nicht zur Schlussfolgerung, dass hier normativ ein 

Zielkonflikt zwischen den Zielen der individuellen Entscheidungsfreiheit und einer (wie und 

von wem) auch immer definierten Wohlfahrt dieser Individuen vorliegt. Dies zeigt sich dann 

auch ganz deutlich in der unklaren Art und Weise, wie das Verhältnis zwischen einem ‚wei-

chen’ und einem ‚harten’ Paternalismus behandelt wird. Zwar sagen SUNSTEIN/THALER 

einerseits scheinbar klar: „... the general presumption should be in favor of freedom of 

choice, and that presumption should be rebutted only when individual choice is demonstrably 

inconsistent with individual welfare.”33 Andererseits aber haben sie ausgehend von ihrem 

 
28 Bei dem „asymmetric paternalism“ von CAMERER et al. (2003) wird explizit eine Gesamt-
wohlfahrtsfunktion maximiert. 
29 Vgl. bspw. den Beitrag von SIEG (2014) über das Problem der Einführung einer Helm-
pflicht im Straßenverkehr. 
30 SUNSTEIN/THALER (2003a). 
31 Mit Verweisen auf MILL (1859) u.a., SUNSTEIN/THALER (2003a), S. 1167, Fn. 32. 
32 ibid., S. 1198-1199. 
33 SUNSTEIN/THALER (2003a), S. 1201. 
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normativen Ausgangspunkt keine überzeugenden Argumente gegenüber den Vertretern ei-

nes ‚harten’ Paternalismus, die nach reinen Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten ‚weiche’ oder 

‚harte’ verbraucherpolitische Instrumente einsetzen würden, um die Individuen zu den richti-

gen Verhaltensweisen zu veranlassen. Tatsächlich lassen sie in ihrer Antwort auf die Ein-

wände seitens eines ‚non-libertarian paternalism’ bewusst offen, ob dann, wenn die ‚weichen’ 

Mittel der Verhaltensbeeinflussung nicht zum Erfolg führen, nicht auch auf die Maßnahmen 

eines ‚harten’ Paternalismus zurückgegriffen werden sollte.34 Dieses Problem wird dadurch 

verstärkt, dass es - auch nach Meinung der Vertreter des Soft Paternalismus35 - keine klaren 

Grenze zwischen ‚weichen’ und ‚harten’ Maßnahmen der Verhaltensbeeinflussung gibt, son-

dern der Übergang letztlich kontinuierlich ist, da die Opt-out-Kosten unterschiedlich hoch 

ausgestaltet werden können. Insgesamt ließe sich aus dem gesamten Kontext der Beiträge 

durchaus die These begründen, dass die Vertreter des Soft Paternalismus primär aus einer 

paternalistischen Position heraus argumentieren, der gegenüber die Entscheidungsfreiheit 

der Individuen im Zweifelsfall zurücktritt. 

In der wissenschaftlichen Diskussion über den ‚Soft Paternalismus’ sind diese normativen 

Fragen aus verschiedenen Perspektiven heftig diskutiert worden. Eine Reihe von Beiträgen 

haben sich (oft aus einer liberalen Perspektive) sehr kritisch mit dem Konzept des Soft Pa-

ternalismus beschäftigt,36 andere dagegen haben den Soft Paternalismus wegen seiner Be-

vorzugung ‚weicher’ Instrumente kritisiert.37 Eine hiermit auch verknüpfte Diskussion bezieht 

sich auf die Frage nach Wohlfahrtskonzepten, die nicht auf den individuellen Präferenzen 

basieren.38 Diese Diskussion kann hier nicht aufgearbeitet werden. Für unsere Diskussion 

der Frage, was das Konzept des Soft Paternalismus zur Begründung der Verbraucherpolitik 

betragen kann, ist vor allem festzuhalten, dass der Soft Paternalismus zur normativen Frage, 

inwieweit die Verbraucherpolitik in die Entscheidungsfreiheit der Konsumenten eingreifen 

darf, keine klaren, neuen Argumente beisteuert. Gerade weil der Soft Paternalismus diese 

Problematik nicht als einen Zielkonflikt formuliert, kann auch nicht überzeugend begründet 

werden, unter welchen Bedingungen es einen Vorrang von ‚weichen’ gegenüber ‚harten’ 

Maßnahmen geben soll. Würde dagegen von einer typischen Trade off-Problematik ausge-

gangen, so könnte - auch im Sinne einer Verhältnismäßigkeitsprüfung - zumindest das 

Grundprinzip abgeleitet (und einer tieferen Analyse unterzogen) werden, dass nur insoweit in 

die Entscheidungsfreiheit von Verbrauchern eingegriffen werden darf, als über einen gewis-

sen Schwellenwert liegende negative Auswirkungen auf die Verbraucher zu befürchten sind, 

und die Intensität der Freiheitsbeschränkung vom Ausmaß dieser negativen Wohlfahrtswir-

 
34 ibid., S. 1200-1201. 
35 ibid., S. 1189f. 
36 MITCHELL (2005), SUGDEN (2008), SCHNELLENBACH 2012, GRÜNE-YANOFF 2012, BINDER 
2014 
37 OLIVER (2013). 
38 Als Überblick: BINDER/WITT (2011). 
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kungen abhängig ist. Hieraus könnte sich dann im Prinzip eine solche Hierarchie von Maß-

nahmen ergeben, wie sie in Abschnitt II.3 skizziert wurde.  

 

III.3 Entscheidungsfehler von Konsumenten und die Notwendigkeit der Einbeziehung 

der Verhaltensökonomik 

Das zentrale Ausgangsargument des Konzepts des Soft Paternalismus ist, dass Individuen 

in vielen Situationen aufgrund von Rationalitätsproblemen Fehler machen in dem Sinne, 

dass sie nicht die Alternativen wählen, die für sie (langfristig) am besten sind.39 Als Begrün-

dung werden die Erkenntnisse der modernen Verhaltensökonomik angeführt. Zunächst ist 

klar festzustellen, dass dieser Aussage im Wesentlichen zuzustimmen ist. Auch wenn die 

Aussagen der Verhaltensökonomie oft noch vage und im Detail umstritten sind, so kann 

doch kein Zweifel daran bestehen, dass solche Abweichungen vom Rationalverhalten exis-

tieren - mit der möglichen Konsequenz gravierender Entscheidungsfehler von Verbrauchern. 

Insofern ist es selbstverständlich auch sinnvoll, die Einsichten aus der Verhaltensökonomie 

bei der Suche nach geeigneten verbraucherpolitischen ‚Lösungen’ einzubeziehen.  

Diese Folgerungen haben jedoch nichts mit dem Konzept des Soft Paternalismus selbst zu 

tun, sondern ergeben sich aus wirtschaftspolitischer Sicht auch völlig unabhängig davon. 

Zum einen ist festzustellen, dass Entscheidungsfehler von Konsumenten, mit negativen Fol-

gen für ihre eigene Wohlfahrt, auch bereits aus der Informationsökonomik (ohne Aufgabe der 

Rationalitätsannahme) folgen. Dies bedeutet, dass den Vertretern des Soft Paternalismus 

nicht zugestimmt werden kann, wenn sie faktisch unterstellen, dass Entscheidungsfehler von 

Konsumenten ausschließlich oder primär auf die mit der Verhaltensökonomie beschriebenen 

Rationalitätsprobleme zurückzuführen sind.40 Dies bedeutet, dass sich die 

Paternalismusfrage auch völlig unabhängig von der Verhaltensökonomie stellt. Zum anderen 

hat die Frage, ob und inwieweit Erkenntnisse der Verhaltensökonomie bei der Gestaltung 

von rechtlichen Regeln im Allgemeinen und verbraucherpolitischen Maßnahmen im Beson-

deren einbezogen werden sollten, wiederum nichts mit der Paternalismusfragestellung zu 

tun. Jede konsequentialistisch ausgerichtete Analyse von rechtlichen Regeln - wie die öko-

nomische Analyse des Rechts - wird alle relevanten theoretischen und empirischen Ansätze 

zur Analyse der Wirkungen dieser Regeln verwenden und - daraus abgeleitet - Folgerungen 

über die in Bezug auf die zu erreichenden Ziele relativ besten Regeln ziehen. Insofern sind 

die Erkenntnisse der Verhaltensökonomie bei der wirtschaftspolitischen Analyse genauso zu 

 
39 SUNSTEIN/THALER (2003a), THALER/BENARTZI (2004), CAMERER et al.(2003). 
40 Vgl. Sunstein/Thaler (2003a, S. 1159-1170), wo ebenso wie in den anderen grundlegen-
den Beiträgen ausschließlich verhaltensökonomische Begründungen für Entscheidungsfehler 
angeführt werden.  
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berücksichtigen wie die Erkenntnisse aus der traditionellen mikroökonomischen Theorie oder 

aus anderen relevanten Disziplinen wie der Psychologie oder der Soziologie. 

Insofern ist es nicht erstaunlich, dass die verbraucherpolitische Diskussion relativ schnell die 

verhaltensökonomischen Erkenntnisse zusätzlich zu den etablierten informationsökonomi-

schen Grundlagen rezipiert und in praktische Vorschläge umzusetzen versucht hat. So wer-

den beispielsweise in dem OECD Consumer Policy Toolkit41 genau die beiden in Abschnitt 

II.2 vorgestellten Gruppen von ökonomischen Ansätzen für die Verbraucherpolitik unter-

schieden: Neben dem informationsökonomischen ‚conventional approach’ wird die zweite 

Gruppe der ‚behavioral economics’ angeführt - mit der klaren Implikation, dass die Erkennt-

nisse von beiden theoretischen Ansätzen für die Frage nach der adäquaten Ausgestaltung 

von Verbraucherpolitik zu berücksichtigen sind.42 Ebenso ist in den Rechtswissenschaften 

bereits seit den 1990er Jahren eine eigenständige Behavioral Law and Economics entstan-

den, die bezüglich unterschiedlichster Rechtsgebiete nach der Verwendbarkeit von verhal-

tensökonomischen Erkenntnissen für die Gestaltung rechtlicher Regeln fragt.43 Sowohl für 

die Verbraucherpolitik als auch für die Rechtswissenschaft insgesamt war der verhaltens-

ökonomische Ansatz insofern besonders interessant, weil er neue wissenschaftlich fundierte 

Argumente lieferte gegen die traditionell immer auf die Rationalitätsannahme pochenden 

Ökonomen (und das von ihnen bevorzugte Informationsparadigma). Insbesondere konnten 

damit eine Anzahl von traditionellen verbraucherpolitischen Instrumenten (wie beispielsweise 

Widerrufsfristen bei Haustürgeschäften) neu begründet werden.44 Allerdings sollte auch nicht 

übersehen werden, dass es sich als sehr viel schwerer herausgestellt hat als ursprünglich 

gedacht, wie man aus den verhaltensökonomischen Erkenntnissen belastbare Folgerungen 

für die Begründung neuer oder veränderter rechtlicher Regeln gewinnen kann.45  

Wenn man auch dem Soft Paternalismus bezüglich möglicher Entscheidungsfehler der Kon-

sumenten zustimmen kann, so ist doch viel unklarer, ob und in welchem Umfang die Ver-

braucherpolitik, repräsentiert durch den Staat, konkreter Regulierungsbehörden, oder Ge-

richten in der Lage ist, durch ihre Regulierungen tatsächlich dazu beizutragen, dass die Kon-

sumenten bessere Entscheidungen treffen. Damit wird die Vielzahl möglicher 

Staatsversagensprobleme angesprochen. Schon bei der Diskussion normativer Fragen wur-

de deutlich, dass sich das Konzept des Soft Paternalismus wenig für die tatsächlichen Präfe-

 
41 OECD (2010). 
42 INDERST (2011) ist ein Beispiel für eine vorbildlich die informations- und verhaltensökono-
mischen Erkenntnisse integrierende Analyse der Probleme bei der Regulierung von Finanz-
dienstleistungen. 
43 KOROBKIN/ULEN (2000). 
44 Vgl. LUZAK (2014) sowie TRASKOWSKI (2011) und LUTH (2010) für weitere Anwendungen. 
45 Für eine sehr abgewogene und vorsichtige Einschätzung der Verwendbarkeit verhaltens-
ökonomischer Einsichten in der Verbraucherpolitik siehe LUTH (2010), S. 85-128 sowie spe-
ziell für Finanzmärkte SPINDLER (2011). 
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renzen der Individuen interessiert. In der kritischen Diskussion über Soft Paternalismus wur-

de ausführlich auf Probleme des Rent-seeking und Wissensprobleme seitens der ‚social 

planner’ in Bezug auf die vorgeschlagenen ‚weichen’ Instrumente des Paternalismus einge-

gangen.46 Ohne eine ernsthafte Analyse sowohl des Wissens als auch der Anreize der in 

diesen Politikfeldern tätigen ‚Experten’ ist eine Bewertung auch von ‚weichen’ Maßnahmen 

schwer möglich. In diesem Zusammenhang besonders interessant ist auch die Diskussion, 

ob nicht die konkreten Regulierer bei ihren Entscheidungen selbst systematischen Verzer-

rungen (biases) ausgesetzt sind.47 Hierzu gehört auch die Diskussion um einen ‚slippery 

slope’, das heißt eines nichtintendierten langfristigen ‚Abrutschens’ von einem ‚weichen’ zu 

einem ‚harten’ Paternalismus. Insofern sollte selbst bei ‚weichen’ Maßnahmen sehr kritisch 

gefragt werden, ob die auftretenden möglichen Probleme des Staatsversagens tatsächlich 

kleiner als die möglichen Vorteile für die Konsumenten sind. 

 

III.4 ‚Nudging’, Choice-Architektur, Default rules und ‚weiche’ verbraucherpolitische 

Maßnahmen 

Ein weiterer zentraler Baustein des Soft Paternalismus-Konzepts besteht darin, durch eine 

veränderte Gestaltung der Choice-Architektur die Handlungen von Individuen in Richtung auf 

für sie bessere Entscheidungen zu beeinflussen, ohne ihnen die Freiheit zu nehmen, anders 

zu entscheiden. Hierfür wurde auch der Begriff des ‚Nudging’ geprägt. Inwieweit handelt es 

sich diesbezüglich um eine neue Idee? Aus einer wirtschaftspolitischen Sicht stellt die Idee 

einer gezielten Gestaltung einer Choice-Architektur zur Beeinflussung der Verhaltensweisen 

von Individuen insofern nichts Neues dar, als jede Gestaltung von Institutionen auf eine den 

wirtschaftspolitischen Zielen (beispielsweise Wohlfahrtserhöhung) entsprechende Verhal-

tensbeeinflussung von Individuen abzielt, üblicherweise durch eine geeignete Setzung von 

Anreizen. Die Institutionenökonomie hat mit ihren vielen unterschiedlichen Ansätzen (Prinzi-

pal-Agent Theorie, Property Rights-Theorie, Mechanism Design und Vertragstheorie, Regu-

lierungstheorie etc.) einen breiten Instrumentenkasten entwickelt, um durch eine geeignete 

Gestaltung von Institutionen die Individuen mit einer bestimmten Struktur von Alternativen 

und Anreizen zu konfrontieren, die ihr Verhalten in die gewünschte Richtung lenken soll. Bei 

der optimalen Gestaltung solcher Alternativenstrukturen sollten natürlich auch verhaltens-

ökonomische Erkenntnisse einbezogen werden. Insofern kann auch das gesamte (in Ab-

schnitt II.2 skizzierte) Instrumentarium der Verbraucherpolitik als Instrumente für die Gestal-

tung einer geeigneten Choice-Architektur interpretiert werden, die darauf abzielt, dass Kon-

sumenten für sich selbst bessere Entscheidungen treffen. 

 
46 GLAESER (2006), WHITMAN/RIZZO (2007). 
47 COOPER/KOVACIC (2011), S. 14ff. 
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Stellt die bewusste Gestaltung von Default rules zur Verhaltensbeeinflussung eine neue wirt-

schaftspolitische Idee dar? Default rules sind in der rechtswissenschaftlichen Diskussion 

wohlbekannt und von der Law and Economics-Literatur ausführlich analysiert worden.48 In 

vielen Bereichen des dispositiven Rechts bietet das Rechtssystem Standardlösungen für 

bestimmte Transaktions- und Kooperationsprobleme an, auf die die Vertragsparteien bei der 

Aushandlung ihrer Verträge zurückgreifen können, und die gelten, wenn nichts anderes im 

Vertrag vereinbart wurde. Allerdings haben die Vertragsparteien die Möglichkeit, auch ande-

re vertragliche Lösungen zu wählen (Opt-out). Ökonomisch führen gut ausgestaltete Default 

rules (‚majoritarian default rules’) zu Einsparungen von Transaktionskosten, da weniger spe-

zifisch ausgehandelt werden muss. Aufgrund der Kosten des Abweichens von der Standard-

lösung wird mit der Entscheidung über die Default rules (zumindest in einem begrenzten 

Umfang) auch das Verhalten von Individuen beeinflusst, so dass ihnen unter Umständen 

eine quasi-regulatorische Funktion zukommen kann. Insofern sind die Effekte des Unter-

schieds zwischen Opt-in- und Opt-out-Lösungen in der Law and Economics-Diskussion 

wohlbekannt. Aus einer verhaltensökonomischen Perspektive wird jedoch davon ausgegan-

gen (beispielsweise in der Diskussion über Default rules bezüglich der Sparrate bei der pri-

vaten Altersvorsorge49), dass die ‚Stickiness’ von solchen Default rules oft größer ist als es 

eine vom Rationalverhalten ausgehende Analyse unterstellen würde, so dass sich Default 

rules besonders gut zur Verhaltensbeeinflussung eignen könnten. Zweifellos kommt der Dis-

kussion um den Soft Paternalismus das Verdienst zu, Default rules als ein ‚weiches’ Mittel 

der Verhaltensbeeinflussung systematischer in die wirtschafts- und verbraucherpolitische 

Diskussion gebracht zu haben. Allerdings sind die Vertreter des Soft Paternalismus bisher 

nicht mit weitgehenden Vorschlägen in Erscheinung getreten, ‚harte’ verbraucherpolitische 

Regulierungen durch geeignete Default rules zu ersetzen.50 

Kann man darüber hinaus behaupten, dass der Soft Paternalismus weitere neue ‚weiche’ 

Instrumente für die Verbraucherpolitik entwickelt hat oder sich systematisch konzeptionell mit 

dieser spezifischen Klasse ‚weicher’ (im Gegensatz zu ‚harten’) verbraucherpolitischen Maß-

nahmen beschäftigt hat? Auf der einen Seite kann eine starke Ausbreitung der ‚Nudging’-

Bewegung festgestellt werden (bis hin zur Einrichtung spezieller Abteilungen bei US-

Präsident Obama oder dem britischen Premierminister Cameron), wobei auch eine Fülle von 

neuen Möglichkeiten zur besseren Verhaltensbeeinflussung diskutiert und anzuwenden ver-

 
48 AYRES/GERTNER (1989), COOTER/ULEN (2011), S. 210-217. 
49 THALER/BENARTZI (2004). 
50 Die Lösung der Verhaltenssteuerung über Default rules ist im engeren Verbraucherrecht 
nicht leicht anwendbar, da üblicherweise die Anbieter über ihre AGBs (standard form 
contracts) die vertraglichen Detailregelungen vorgeben, faktisch oft ohne jede reale Verhand-
lungsmöglichkeit. Insofern hat sich verbraucherpolitisch die gerichtliche Inhaltskontrolle von 
AGBs als verbraucherpolitische Alternative herausgebildet. Vgl. aus einer verhaltensökono-
mischen Sicht zur verbraucherpolitischen Regulierung von „standard terms in consumer 
contracts" ausführlich LUTH (2010), S. 129-282.  
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sucht wird. Auf der anderen Seite aber beziehen sich die meisten der Anwendungen nicht 

darauf, dass die Adressaten für sich selbst bessere Entscheidungen treffen (paternalistische 

Dimension), sondern darauf, wie man generell durch Einbeziehung verhaltensökonomischer 

Erkenntnisse die Effektivität von regulatorischen Instrumenten und Politiken im Sinne einer 

Verhaltensbeeinflussung verbessern kann. Insofern wird inzwischen ‚Nudging’ in unter-

schiedlichsten Politikbereichen als ein verhaltensökonomisch basierter Ansatz zur effektive-

ren Verhaltensbeeinflussung diskutiert.51 Allerdings wird der Begriff ‚Nudging’ dabei oft so 

allgemein verwendet, dass auch die bekannten Lösungen der Informationsoffenlegung sowie 

Warnhinweise, die sich bereits informationsökonomisch begründen lassen, darunter fallen. 

Leider fehlt bisher eine kritische Analyse über die genaue Definition, Abgrenzung und die 

theoretischen Grundlagen von ‚Nudging’ als Gruppe von Politikinstrumenten zur Verhaltens-

beeinflussung.52  

In Bezug auf die Verbraucherpolitik ist festzustellen, dass die starke Ausweitung von ‚wei-

chen’ verbraucherpolitischen Instrumenten, die wir bereits seit den 1990er Jahren beobach-

ten können (vgl. Gruppen 1 und 2 in Abschnitt 2.3) zum allergrößten Teil ohne Rückgriff auf 

die Verhaltensökonomie und Soft Paternalismus entstanden sind. Hierzu gehören - neben 

der stärkeren Betonung von verbindlichen Informationsregulierungen, die im Vergleich zu 

verbindlichen Mindestregulierungen weniger freiheitseinschränkend wirken - vor allem auch 

eine Vielfalt neuer institutioneller Lösungen, teilweise direkt im Markt selbst (Qualitäts- und 

Ökolabels, Trustmarks), teilweise durch Selbstregulierungen von Branchen, teilweise durch 

das staatliche Angebot von freiwilligen Zertifizierungen und Verbraucherinformationen, und 

teilweise durch neue Methoden der Konfliktlösung und Durchsetzung von Verbraucherrech-

ten (Ombudspersonen, Mediation).53  

Diese Entwicklung kann eher mit der seit den 1990er Jahren vor allem in den Politik- und 

Rechtswissenschaften stattgefundenen Diskussion um neue Formen der Governance in 

Verbindung gebracht werden. Hier ging es - ohne jeden Bezug zur Verhaltensökonomie oder 

der Paternalismusfrage - gerade darum, dass traditionelle Instrumente staatlicher Regulie-

rung, die mit verbindlichen (sanktionsbewehrten) Regeln Verhalten steuern wollten (‚hard 

law’), sich in vielen Regelungskontexten aufgrund von Informationsproblemen und der da-

raus folgenden Notwendigkeit der freiwilligen Kooperation nur noch als beschränkt wirkungs-

voll erwiesen haben. Hieraus ist eine Fülle von neuen ‚weichen’ Regulierungs- und 

Governance-Instrumenten entstanden, die in vielen wirtschaftspolitischen Kontexten die zur 

 
51 Vgl. THALER/SUNSTEIN (2008, BURGESS (2012) und ÖLANDER/THØGERSEN (2014). 
52 Aus wirtschaftspolitischer Sicht problematisch ist dabei auch, dass hierbei oft nicht syste-
matisch unterschieden wird, ob es sich um staatliche Politik handelt oder um - kategorial 
ganz anders zu behandelndes – ‚Nudging‘ durch Firmen oder nichtstaatlichen Organisatio-
nen (vgl. bspw. die Nudging-Beispiele in THALER/SUNSTEIN (2008), S. 229ff. 
53 OECD (2010), S. 78-109. 
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Verfügung stehenden Politikinstrumente wesentlich erweitert haben. Die Diskussionen um 

die Vorteile von ‚private governance’, ‚private / self regulation’ und von ‚soft law’ gegenüber 

dem traditionellen ‚hard law’-Ansatz sind hier zu nennen.54 Gerade weil diese Governance-

Diskussion sich auf ‚weiche’ Regulierungsformen zur Lösung von Marktversagensproblemen 

fokussierte, ist es erstaunlich, dass weder von den Vertretern noch den Kritikern des Soft 

Paternalismus-Konzepts ein klarer Bezug zu dieser Governance-Diskussion hergestellt wur-

de. Dies könnte die theoretische Diskussion um die Vorzüge und Probleme von ‚weichen’ 

Regulierungsansätzen stark befruchten.55  

 

IV. Für eine Klärung und Wendung der Diskussion um den Soft Paternalismus 

Zweifellos kommt der Diskussion über den Soft Paternalismus das große Verdienst zu, zum 

einen die Diskussion um die wirtschaftspolitischen Implikationen der Verhaltensökonomie 

stark mit angestoßen zu haben und zum anderen die in der Ökonomie lange Zeit vernach-

lässigte Debatte über Paternalismus auf spannende Weise wieder belebt zu haben. Beides 

war und ist notwendig. Trotzdem wird hier die These vertreten, dass das Konzept des Soft 

Paternalismus und die sich daran anschließende Debatte zu einem unglücklichen und wenig 

produktiven ‚Framing’ der Diskussion geführt hat, weil drei verschiedene Fragen in unklarer 

und oft verwirrender Weise miteinander vermengt wurden: (1) Die Einbeziehung verhaltens-

ökonomischer Erkenntnisse in der Wirtschaftspolitik, (2) die Frage nach den Vor- und Nach-

teile von ‚harten’ und ‚weichen’ Regulierungsinstrumenten, und (3) das 

Paternalismusproblem mit seiner spezifischen normativen Dimension. Soweit Verhaltens-

ökonomie relevante und belastbare Erkenntnisse gewinnen kann, sind diese auch wirt-

schaftspolitisch bei allen Arten von Marktversagen zu berücksichtigen, und zwar nicht nur für 

‚weiche’, sondern auch für ‚harte’ Politik- und Regulierungsinstrumente (Compliance). Inso-

weit Nudging als Favorisierung von ‚weichen’ Politikinstrumenten verstanden werden kann, 

ist dies auch im Kontext der wesentlich breiteren Diskussion um neue, effektivere Formen 

von Governance zu sehen und der Diskussion über die relativen Vor- und Nachteile unter-

schiedlicher Formen von Governance. In Bezug auf beide Fragen kann die Diskussion um 

den Soft Paternalismus auch Beiträge für die Verbraucherpolitik leisten. 

Diese beiden Fragestellungen sind jedoch zu trennen von dem eigentlichen 

Paternalismusproblem, mit seiner explizit normativen Frage nach der Einschränkung der 

Entscheidungsfreiheit von Individuen, um sie vor ihren eigenen, möglicherweise falschen 

 
54 Vgl. bspw. CAFAGGI (2006) aus rechtswissenschaftlicher Perspektive mit weiterer Literatur. 
55 Auf diese Dimension der fehlenden Partizipation der Bürger haben Schiavone et al. (2014) 
in ihrer Kritik des ‚Libertarian Paternalism‘ hingewiesen und deshalb eine stärkere 
‚deliberative debate among the stakeholders‘ (ibid. S. 103) gefordert. 
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Entscheidungen zu schützen. Zu Recht verweist SPINDLER56 darauf, dass die Verhaltens-

ökonomie als empirischer Forschungsansatz keinen eigenen normativen Ansatz entwickelt 

hat und auch nicht einen solchen Anspruch erhebt. Diese Trennung ist auch deshalb wichtig, 

weil sich die normative Frage eines paternalistischen Schutzes von Konsumenten auch dann 

stellt, wenn diese zwar rational handeln, aber vor gravierenden Informationsproblemen ste-

hen. Ergebnis unserer Analyse in Abschnitt III.2 war, dass dieses Konzept des Soft Paterna-

lismus gerade bezüglich der Paternalismusfrage keinen eigenen neuen Beitrag leisten kann, 

da es den Zielkonflikt zwischen der Entscheidungsfreiheit von Konsumenten und Paternalis-

mus nicht explizit thematisiert und analysiert. Dem Konzept gelingt es zwar zu zeigen, dass 

unter Umständen auch ‚weiche’ paternalistische Maßnahmen Verhalten in die gewünschte 

Richtung beeinflussen können, aber es kann keine neuen, überzeugenden Begründungen 

liefern, warum ‚weiche’ gegenüber ‚harten’ paternalistischen Maßnahmen zu bevorzugen 

sind und wie insbesondere mit eventuellen Zielkonflikten umzugehen ist. Dies ist besonders 

enttäuschend, weil es sich dabei um eine zentrale ungelöste Problematik in der Verbrau-

cherpolitik handelt. Das schwierige Problem der normativen Begründung des Paternalismus 

bleibt damit weiter ungelöst. 

Im Folgenden soll kurz skizziert werden, in welche Richtung - zusätzlich zu der hier geforder-

ten Klärung der Diskussion durch deutlichere Trennung der drei obengenannten Problembe-

reiche - aus meiner Sicht die Diskussion gewendet werden sollte, um sie für die Lösung zent-

raler verbraucherpolitischer Fragen produktiver zu machen. Aus einer wirtschaftspolitischen 

Sicht ist das Besondere am Konzept des Soft Paternalismus, dass es nach Politikinstrumen-

ten fragt, die das Verhalten der Individuen zur Erreichung ihrer eigenen Ziele verbessern, 

ohne ihnen aber die Freiheit der Entscheidung wesentlich zu beschränken. Für die Anwen-

dung auf die Verbraucherpolitik bedeutet dies, dass sich das Schwergewicht auf die syste-

matische Entwicklung neuer solcher ‚weicher’ Instrumente richten sollte. Die Analyse und 

Begründung sollte sich dabei aber weniger auf eine Ausweitung paternalistischer Eingriffe 

und auf die Verteidigung des ‚weichen’ Paternalismus gegenüber den Vertretern eines freien 

Marktes richten, wie dies bisher bei den Vertretern des Soft Paternalismus im Vordergrund 

stand, sondern umgekehrt sollte es mehr um die möglichen Vorteile solcher ‚weicher’ Instru-

mente gegenüber dem - besonders auch in der Verbraucherpolitik - weitverbreiteten ‚harten’ 

Paternalismus gehen. Die bereits seit längerem bestehende Ausbreitung solcher ‚weicher’ 

Instrumente in der Verbraucherpolitik (Gruppen 1 und 2) sind hierzu ein guter Ausgangs-

punkt, ebenso wie eine direktere Verbindung zur allgemeinen Diskussion über neue Formen 

der Governance sinnvoll wäre. Eine Verbraucherpolitik, die die individuelle Entscheidungs-

freiheit als zentralen Wert ernst nimmt, müsste daran arbeiten, die heute bestehenden Gren-

zen zwischen ‚weichem’ und ‚hartem’ Paternalismus in Richtung auf mehr ‚weiche’ Lösungen 

 
56 SPINDLER (2011), S. 325ff. 
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zu verschieben. Hierzu wären neue Politikinstrumente zu entwickeln, insbesondere unter 

welchen Umständen Individuen beispielsweise aus verbindlichen Regulierungen ausoptieren 

können. 

Ein solches Ernstnehmen der individuellen Entscheidungsfreiheit von Verbrauchern als ei-

genständiger Wert würde dann aber auch eine wesentlich tiefere und systematischere Ana-

lyse des Zielkonflikts zwischen individueller Entscheidungsfreiheit und dem Ziel, Individuen 

durch verhaltensbeeinflussende Maßnahmen vor ihren eigenen falschen Entscheidungen zu 

schützen, erfordern. Diese Frage ist vom Konzept des Soft Paternalismus gerade nicht sys-

tematisch adressiert worden, genauso wie sie auch in der verbraucherpolitischen Diskussion 

und Praxis nicht befriedigend gelöst ist. Eine solche Analyse würde zum einen eine interdis-

ziplinäre Forschung erfordern, die neben der Ökonomie und der Rechtswissenschaft insbe-

sondere auch ethische und philosophische Diskussionen einbeziehen müsste. Dies kann 

hier nicht näher diskutiert werden.57 Zum anderen wäre aber auch eine vertiefte normative 

Analyse innerhalb der Ökonomie zweckmäßig, die die Zielkonfliktsproblematik theoretisch 

schärfer herausarbeitet und - beispielsweise über die Höhe von Opt-out Kosten - eine diffe-

renziertere Analyse mit der Folge auch von differenzierteren verbraucherpolitischen Lösun-

gen erlauben könnte. Hierbei kann nicht ausgeschlossen werden, dass auch grundsätzliche, 

ungelöste Fragen des normativen Verhältnisses von individueller Autonomie und (einer wie 

auch immer definierten aggregierten) Wohlfahrt auftauchen, die bisher selbst innerhalb der 

‚Law and Economics’ nicht ausreichend diskutiert wurden. Eine sinnvolle Auseinanderset-

zung mit dem ‚weichen’ und ‚harten’ Paternalismus müsste innerhalb eines solchen For-

schungsrahmens stattfinden. 

Unbestritten ist, dass selbst auf der Basis des normativen Individualismus der Konflikt zwi-

schen individueller Entscheidungsfreiheit und paternalistischen Beschränkungen dieser Frei-

heit dann aufgelöst werden kann, wenn die Individuen solchen Beschränkungen selbst zu-

stimmen (Selbstpaternalismus). Konzepte des Selbstpaternalismus und Selbstbindung sind 

immer wieder in der ökonomischen Literatur diskutiert worden, und auch etliche der 

‚Nudging’-Beispiele in THALER/SUNSTEIN58 sind Vorschläge, wie Individuen sich selbst binden 

können.59 Schwieriger ist allerdings die Anwendung von Selbstpaternalismus auf staatliche 

Verbraucherpolitik. Im Folgenden wird kurz skizziert, wie mit Hilfe einer 

konstitutionenökonomischen Argumentation auch eine staatliche Verbraucherpolitik 

selbstpaternalistich interpretiert und gerechtfertigt werden könnte. 

 
57 Wichtige aktuelle Beiträge sind BINDER (2014) und SCHIAVONE ET AL. (2014). 
58 THALER/SUNSTEIN (2008), S. 229-236. 
59 Eine wichtige Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit von Selbstpaternalismus ist, dass 
bei der Entscheidung über die Selbstbindung durch Zustimmung zu einer freiheitseinschrän-
kenden Regel nicht die gleichen konkreten Rationalitätsprobleme auftreten, wie in der kon-
kreten Entscheidungssituation, für die die Regel gilt. Diese Bedingung ist aber in vielen Fäl-
len gegeben. Vgl. zur Selbstbindung ELSTER (1984). 
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In der Konstitutionenökonomik wurde gezeigt, dass die Einsicht aller Mitglieder der Gesell-

schaft in die hohen Kosten der Verteidigung ihres Eigentums und Lebens dazu führt, dass es 

für sie rational ist, der Einführung von sanktionsbewehrten Regeln zum derem Schutz zuzu-

stimmen, auch wenn dies ihre eigene Freiheit beschränkt (Rechtsschutzstaat). In ähnlicher 

Weise können die Bürger einer Gesellschaft auf der Basis ihrer Einsicht, dass sie als Ver-

braucher oft sehr unvollkommen informiert sind und unter bestimmten Umständen auch Ra-

tionalitätsproblemen unterliegen, ein großes Interesse an einer Verbraucherpolitik haben, die 

die Qualität ihrer Entscheidungen erhöht und sie von grob fehlerhaften Entscheidungen ab-

hält, auch wenn dadurch ihre eigene Entscheidungsfreiheit beschränkt wird. Die unterschied-

liche Perspektive zum traditionellen Paternalismus besteht darin, dass nicht der Staat oder 

ein gesellschaftlicher Planer paternalistisch die Verbraucher schützt, sondern dass die Bür-

ger selbst darüber (über einen politischen Prozess) entscheiden, ob, unter welchen Umstän-

den, und in welchem Umfang in ihre eigene Freiheit eingegriffen werden sollte, um sie vor 

möglichen negativen Auswirkungen ihrer eigenen Entscheidungen zu schützen. Selbstver-

ständlich bestehen auch aus dieser Perspektive die Probleme eines möglichen, diesbezügli-

chen Staatsversagens. Allerdings sind es aus einer solchen selbstpaternalistischen Perspek-

tive die Bürger selbst, die über den Zielkonflikt entscheiden zwischen dem Verlust individuel-

ler Entscheidungsfreiheit und möglichen eigenen Wohlfahrtsverlusten durch ihre eigenen 

falschen Entscheidungen - und damit auch über die für sie angemessene Grenze zwischen 

‚weicheren’ und ‚härteren’ Formen des Paternalismus. Insbesondere könnten sich daraus 

auch eine Fülle von differenzierten Folgerungen zur Ausgestaltung einer selbstpaternalisti-

schen Verbraucherpolitik ableiten lassen.60  

 

 

  

 
60 Vgl. ausführlicher KERBER/VANBERG (2001), S. 67-79. 
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